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Bundesverwaltungsgericht verschärft mit Urteil über Rückkehr nach Eritrea die Asylpraxis 

St.Gallen. Eritreer, die ihre Dienst­
pflicht geleistet haben, müssen bei der 
Rückkehr ins Heimatland nicht generell 
mit erneuter Einberufung in den 
Nationaldienst oder mit Bestrafung 
rechnen. Das hat das Bundesver­
waltungsgericht in einem Urteil ent­
schieden. Aus Sicht der Richter in 
St. Gallen droht den Betroffenen keine 
menschenrechtswidrige Behandlung, 
wie das Gericht in einer Mitteilung von 
gestern schreibt. Im Urteil hat es sich 
mit der Frage befasst, ob abgewiesenen 
Eritreern und Eritreerinnen, bei einer 
Rückkehr Bestrafung und Einberufung 
in den Nationaldienst droht. 

Das Gericht kommt nun zum 
Schluss, dass dies nicht der Fall ist bei 
Personen, die ihre Dienstpflicht bereits 
geleistet haben und erst danach aus Eri­
trea ausgereist sind. Dasselbe gilt für 
Eritreer und Eritreerinnen, die ihre 
Situation mit dem Heimatstaat geregelt 
haben und über den sogenannten 
Diasporastatus verfügen. 

«Höchst unsichere» Faktenlage 

unsicher sei. Auch Amnesty Inter­
national kritisiert das Urteil. Solange 
nicht einmal UNO-Delegationen nach 
Eritrea reisen könnten und unklar sei, 
was mit diesen Menschen wirklich 
geschehe, dürfe die Schweiz keine Asyl­
suchenden zurückschicken, schreibt die 
Menschenrechtsorganisation. 

Regelmässige Dienstentlassung 
Nicht behandelt hat das Bundesver­

waltungsgericht die Frage, ob im eri­
treischen Nationaldienst eine 
unmenschliche Behandlung droht oder 
der Dienst als Sklaverei oder Zwangs­
arbeit zu qualifizieren wäre. Nach einer 
umfassenden Analyse kommen die 
Richter aber zum Schluss, dass in Eri­
trea keine Situation allgemeiner Gewalt 
bestehe und folglich eine Rückkehr 
dorthin nicht generell unzumutbar sei. 
Angehörige des eritreischen National­
dienstes müssten oft jahrelang und auf 
unbestimmte Zeit Dienst leisten. Das 
Bundesgericht stellt jedoch fest, dass 
Dienstentlassungen dennoch regel­
mässig vorkämen und von einer durch­
schnittlichen Dienstdauer von fünf bis 
zehn Jahren auszugehen sei. 

Es ist nicht das erste Mal in diesem 
Jahr, dass das Bundesverwaltungs­
gericht die Praxis verschärft. Im Februar 
hatte es entschieden, dass eritreische 
Flüchtlinge kein Asyl mehr erhalten, nur 
weil sie ihr Heimatland illegal verlassen 
haben. 

Im konkreten Fall ging es um eine 
verheiratete Frau, die Eritrea im Alter 
von 29 Jahren nach mehreren Jahren im 
Nationaldienst verlassen hatte. Weil sie 
nicht glaubhaft machen konnte, dass sie 
aus dem Dienst desertiert war, geht das 
Bundesverwaltungsgericht von einer 
ordentlichen Dienstentlassung vor ihrer 
Ausreise aus. Die Richter beurteilen es 
deshalb als unwahrscheinlich, dass für 
die Frau eine Gefahr besteht, wegen 
Nichtleistung des Dienstes oder einer 
Wiedereinberufung bestraft zu werden. 
Das Urteil ist endgültig und kann nicht 
angefochten werden. Das Bundesver­
waltungsgericht bestätige damit die 
Praxis des Staatssekretariats für Migra­
tion (SEM), schreibt das SEM auf 
Anfrage der SDA. Nach SEM-Zahlen 

634 Beschwerden. Das Urteil aus St. Gallen bestätigt die Praxis des 
Staatssekretariats für Migration, teilt dieses mit. Foto Keystone 

Im Juni lehnte der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte einen 
Rekurs eines 27-jährigen Eritreers ab, 
der aus der Schweiz ausgewiesen 
werden sollte. Er machte geltend, dass 
ihm bei einer Rückschiebung nach Eri­
trea Folter und unmenschliche 
Behandlung drohten und er gezwungen 
würde, auf unbefristete Zeit Militär­
dienst zu leisten. SDA 

vom Februar sind bei 634 abgewiesenen 
eritreischen Asylbewerbern entweder 
die Beschwerde noch vor Bundesver­
waltungsgericht hängig oder die 
Beschwerdefrist läuft noch. 

Die Schweizerische Flüchtlingshilfe 
bedauert den Gerichtsentscheid. Dieser 

Neuenburg führt Minimallohn ein 
2700 Personen haben Anspruch auf 19.70 Franken pro Stunde 

Neuenburg. Der Kanton Neuenburg 
führt als erster Kanton einen Minimal­
lohn ein. 2700 Arbeitnehmende haben 
rückwirkend per 4. August Anspruch 
auf 19.70 Franlcen pro Stunde. 2011 
stimmte die Bevöllcerung dem Prinzip 
eines kantonalen Minimallohns in der 
Höhe von rund 20 Franlcen pro Stunde 
zu. 2014 verabschiedete das Kantons­
parlament ein Gesetz, das Anfang 2015 
in Kraft treten sollte. Das wurde jedoch 
verhindert, weil kantonale und natio­
nale Arbeitgeber- und Wirtschaftskreise 

beim Bundesgericht Rekurse ein­
reichten. Ende Juli entschied das 
höchste Gericht schliesslich, dass der 
Minimallohn nicht gegen die Wrrt­
schaftsfreiheit verstosse. 

Das Gesetz sieht vor, dass der 
Minimallohn jährlich der Inflation 
angepasst wird. Für 2017 ist die Indexie­
rung negativ, was zu einem Minimallohn 
von 19. 70 Franlcen pro Stunde führte. Im 
Kanton arbeiten rund 2700 Personen, 
die weniger als 19.70 Franlcen ver­
dienen. Davon sind 1700 Frauen. SDA 

sei eine «ungerechtfertigte Praxisver­
schärfung», heisst es in einer Stellung­
nahme von gestern. Es sei in hohem 
Masse fragwürdig, dass das Gericht 
vom Untersuchungsgrundsatz abw­
eiche und der Frau die Beweislast über­
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Burnout, Krankheit, Frust 
Lehrer fordern besseren Gesundheitsschutz für ihren Beruf 

Bern. Immer häufiger macht der eigene 
Beruf Lehrpersonen kranlc. Der Lehrer­
verband fordert deshalb besseren 
Gesundheitsschutz, damit Lehr­
personen langfristig gesund und moti­
viert bleiben. 70 Prozent der Deutsch­
schweizer Lehrpersonen arbeiten Teil­
zeit, ein Drittel davon aus gesundheits­
relevanten Griinden. Das sind die 
Ergebnisse aus einer Reihe von Studien, 
die vom Dachverband Lehrerinnen und 
Lehrer (LCH) und seinem West­
schweizer Pendant SER in Auftrag 

gegeben wurden. Am Schweizer 
Bildungstag haben die Verbände ges­
tern ein Positionspapier mit vier Forde­
rungen präsentiert. Schulen müssten 
mehr Ressourcen für das Gesundheits­
management erhalten. Ist eine Lehr­
person gesundheitlich beeinträchtigt, 
fordern die Verbände bessere Unter­
stützungsangebote. Zudem gelte es, 
den Berufsauftrag mit den verfügbaren 
Ressourcen in Einklang zu bringen und 
Schulbauten den Gesundheitsnormen 
anzupassen. SDA 

Die schnellste 
Armee Europas 
Neue Milizformationen mit 
hoher Bereitschaft vorgestellt 

Burgdorf. Die Umsetzung der Militär­
reform ist in vollem Gang, die Ziele 
ambitiös: Mit den neuen Grundlagen 
soll die Schweizer Armee zur schnells­
ten Truppe Europas avancieren. Nach 
den politischen Ränlcespielen wird die 
Armeereform in den nächsten Monaten 
und Jahren von der Theorie in die Pra­
xis überführt. Mit dem Vertrauen des 
Parlaments im Rücken haben Ver­
teidigungsminister Guy Parmelin und 
Armeechef Philippe Rebord gestern im 
bernischen Burgdorf verschiedene 
Militärkader und Truppenchefs auf die 
neuen Pläne eingeschworen. 

Über hundert geladene Gäste aus 
Politik, Wirtschaft und Bildung woh­
nten dem Anlass auf der Logistikbasis 
bei. Korpskommandant Rebord vermit­
telte wiederholt Aufbruchstimmung, 
äusserte sich aber auch zu den 
anstehenden Herausforderungen. Die 
Reform werde nicht von heute auf mor­
gen umgesetzt sein, betonte er. Die 
Arbeiten würden bis Ende 2022 
andauern. Dazu zähle etwa die voll­
ständige Ausrüstung. 

8000 Einsatzkräfte in drei Tagen 
Wie der ehemalige Verteidigungs­

minister Ueli Maurer, der bei seinem 
Amtsantritt 2008 die Schweizer Armee 
als «beste der Welt» bezeichnet hatte, 
steckt sich auch Rebord hohe Ziele. 
Punkto Bereitschaft werde die Schweiz 
neue Massstäbe setzen. «Keine Armee 
in Europa wird innert so kurzer Zeit so 
viele Armeeangehörige mobilisieren 
können wie wir.» Bei nicht vorher­
sehbaren Ereignissen sind künftig 
innert Stunden erste Einsatzkräfte vor 
Ort einsetzbar. Zurückgegriffen wird 
auf Berufsformationen der Armee, 
anschliessend auf Durchdiener und 
jene Verbände, die im Dienst sind. Bis 
drei Tage nach dem Ereignis können 
gemäss den Plänen 8000 Angehörige 
der Armee mobilisiert werden. Inner­
halb von zehn Tagen sollen 35 000 Per­
sonen im Einsatz stehen können. 

Möglich machen sollen dies die neu 
geschaffenen Milizformationen mit 
hoher Bereitschaft. Aufgeboten werden 
sie per SMS oder mobilen Sprachnach­
richten. Zusätzlich wird wie heute auf 
die elektronischen Medien wie TV oder 
Radio zurückgegriffen. 

Verteidigungsminister Parmelin 
machte keinen Hehl daraus, dass die 
Personalsituation eine Herausforderung 
bleibe. Auch von fehlendem Geld will 
der Bundesrat nichts wissen. Die 
zugesagten zwanzig Milliarden Franken 
bis 2020 reichten für die Umsetzung der 
11.euen Reform, sagte er. SDA 


